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Jahresbericht 2003

 des Länderausschusses für Immissionsschutz

Der Bericht umfasst die Beratungen des Länderausschusses für Immissions​schutz – LAI der 105. Sitzung vom 31. März bis 02. April 2003 und der 106. Sitzung vom 30. September bis 02. Oktober 2003. Aus diesen Sitzungen sind folgende Beratungsergebnisse hervorzuheben:

Jahresbericht 2003 des Vorsitzenden des Länderausschusses für 

Immissionsschutz

1. Emissionsrechtehandel – Umsetzung der EU-Richtlinie und Nationaler Allokationsplan

Im Januar 2003 fand ein Erfahrungsaustausch auf Einladung Thüringens über den Emissionsrechtehandel statt, in dem unter Beteiligung von Industrievertretern zu​sätzliche Informationen und Hintergründe über die Ausgestaltung des Emissionshandels den LAI-Mitgliedern übermittelt wurden. Dies führte zu einem intensiven Erfahrungsaustausch über die Beurteilung der Voll​zugsalternativen in den Ländern.

Der nationale Allokationsplan muss im Jahr 2004 fertig gestellt sein. Die Basisdaten dazu liefern die durchschnittlichen CO2-Mengen aus den Emissionserklärungen der Jahre 2000 - 2002. Um eine frühzeitige Beteiligung der Länder wurde der Bund durch die UMK gebeten. Einige Länder wiesen wiederholt darauf hin, dass eine enge Einbindung der Immissionsschutzbehörden in die Thematik notwendig sei, um bei der Aufstellung des nationalen Allokationsplans eine sachgerechte und den Besonderheiten der einzelnen Länder angemessene Regelung zu erarbeiten.

2. Rechtliche Fragen

Erarbeitung von fachlichen Grundlagen zur Aufstellung von Luftreinhalteplänen gemäß §47 Abs. 1 BImSchG und Aktionsplänen gemäß § 47 Abs. 2 BImSchG (gemeinsam mit dem AK Maßnameplan und in Abstimmung  mit dem UA Verkehrsimmissionen)

Der auf Beschluss der 99. LAI-Sitzung gegründete ad-hoc-AK „Maßnahmenplanung“ hat seinen abschließenden Bericht vorgelegt und damit seine Arbeit beendet. Der LAI hat daraufhin die Unterausschüsse Verkehrsimmissionen und Luft/Überwachung um eine Präzi​sierung des Berichts mit dem Tenor gebeten, die bislang erzielten Erfahrungen aus der praktischen Er​stellung von Luftreinhalteplänen in die Überarbeitung einfließen zu lassen. Dabei sollen in besonderer Weise Kriterien wie Wirksamkeit, Kosten und Umsetzbarkeit berücksichtigt werden.

3. Verkehrsimmissionen

3.1. Überwachung ultrafeiner Partikel – Erste Erfahrungen der kontinuierlichen Partikel​zäh​lung im Messnetz in Straßenverkehrsnähe

Es wurde insbesondere über zwei Vorhaben berichtet, die den Stand der Untersuchungen zur kontinuierlichen fraktionierten Partikelzählung im Messnetz in Straßenverkehrsnähe dokumentieren. Dabei han​delte es sich um das Vorhaben „Bestimmung der Größenverteilung und Anzahlkonzentration von Nanopartikeln in verkehrsnaher Außenluft“ in Dresden und die Messungen von Nanopartikeln an einer Messstelle in Berlin mit einem „Scanning Mobility Particle Sizer“. Aus dem Vorhaben in Dresden liegen die bisher umfangreichsten Erkenntnisse zur kontinuierlichen Partikelzählung vor. Die Ergebnisse aus den bisher durchgeführten Untersuchungen zeigen, dass eine automatische Messung der Partikelzahl möglich ist. 

3.2. Verkehrsbeschränkungen zur Einhaltung von Immissionsgrenzwerten

Ausgehend von einem Auftrag der 60. UMK hat der LAI unter Beteiligung seiner Unterausschüsse Verkehrsimmissionen und Luft/Überwachung einen Bericht zum o. g. Thema verabschiedet und daraus folgernd der 32. ACK einen Beschlussvorschlag unterbreitet. Hauptaussage des Berichts ist die Feststellung, dass es bundesweit zu zahlreichen Überschreitungen der Grenzwerte für Feinstaub und Stickstoffdioxid in den Jahren 2005 bzw. 2010 kommen wird, wenn nicht im Vorfeld geeignete Maßnahmen ergriffen werden. Die Einhaltung der Grenzwerte ist nur mit einer Vielzahl von Maßnahmen zu erzielen. 

U.a. sind dies Maßnahmen wie:

· zeit- und gebietsbezogene Verkehrsbeschränkungen 

· Verkehrsverlagerungen

· Benutzervorteile für besonders schadstoffarme Fahr​zeuge (insbesondere leichte und schwere Nutzfahrzeuge).

Zur Umsetzung dieser Maßnahmen hält der LAI den Erlass einer Verordnung nach § 40 (3) BImSchG für geboten.

4. Luftqualität – Luft/Überwachung

4.1. Maßnahmen zur Einhaltung der neuen Schwebstaubgrenzwerte - Ausgangsbeurteilung und Beurteilung der Luftqualität – Harmonisierung

Das BMU hat einen Zwischenbericht über die Entwicklung der bundesweiten Feinstaub- und Stickstoffdioxid – Belastung vorgelegt, der deutlich macht, dass in vielen Kommunen erhebliche Schwierigkeiten bestehen, die Immissionsgrenzwerte für PM10- und Stickstoffdioxid fristgerecht einhalten zu können. Neben der großräumigen, teilweise grenzüberschreitenden Hintergrundkonzentration von PM10 liefert der Verkehr einen wesentlichen Beitrag zur erhöhten Feinstaubbelastung an städtischen Belastungsschwerpunkten. Der LAI hat daraus die Schlussfolgerung gezogen, dass die Einhaltung der entsprechenden Grenzwerte ab dem Jahr 2005 nur möglich ist, sofern auch im Bereich des PKW- und LKW-Verkehrs Maßnahmen ergriffen wer​den, die durch weitere nationale und europaweite Aktivitäten zur Minderung der großräumigen Belastung ergänzt werden müssen. Bezüglich des Kfz-Verkehrs sind die Verursacheranteile der verschiedenen Fahrzeuggruppen sowohl im Hinblick auf auspuff- als auch nicht motorbedingte Emissionen zu berücksichtigen.

Die Länder werden dem BMU für die Erstellung des Endberichts, dessen Ergebnisse in die Arbeit der Europäischen Kommission zur Revision der Grenzwerte einfließen sollen, die erforderlichen Daten und Erkenntnisse zur Ver​fügung stellen.

4.2. Bekanntgabe-Richtlinie und Modul Immissionsschutz (gemeinsam mit dem UA Lärmbe​kämpfung und in Abstimmung mit dem UA Recht)

Auf der 106. Sitzung hat der LAI die geänderte „Richtlinie für die Bekanntgabe von sachverständigen Stel​len im Bereich des Immissionsschutzes“ und das „Modul Immissionsschutz“ - Fachkundenachweis für Ermittlungen im Bereich des Immissionsschutzes verabschiedet. Die Länder wurden gebeten, die Bekanntgabe nach § 26 BImSchG bundeseinheitlich auf dieser Grundlage durchzuführen. Die Ausarbeitungen wurden der ACK zur Kenntnis gegeben und um Zustimmung zur Veröffentlichung gebeten. Die Arbeitsgemeinschaften LAGA, LABO. LAWA und BLAC wurden von der Verabschiedung der Berichte und der beabsichtigten Vorgehensweise in den Ländern in Kenntnis gesetzt.

5. Luft/Technik

5.1. Quarz-Feinstaub –Möglichkeiten zur Emissionsbegrenzung bei relevanten Quellen in​folge der Einstufung als krebserzeugender Stoff

Quarzfeinstaub (PM 4) wurde von den Arbeitsschutzgremien als kanzerogener Stoff eingestuft und fällt somit unter die strengen Rege​lungen für krebserzeugende Stoffe der TA Luft. Um die Anforderungen der TA Luft in der Praxis umsetzen zu können, be​nötigen die Länder ein geeignetes Probenahmesystem zur Quarzfeinstaubmessung. Das UBA hat sich bereit erklärt, die Entwicklung von drei PM 4-Impaktoren zu veranlassen, die den Ländern dann zur Verfügung gestellt werden sollen. Unter Koordinierung des UBA soll dann ei​n Messprogramm in den Ländern durchgeführt werden, um geeignete PM 4/Quarzfeinstaub-Emissionsparameter zu ermitteln.

5.2. Auslegungshinweise zur 4. BImSchV (in Abstimmung mit dem UA Recht)

Im Interesse eines bundeseinheitlichen Vollzugs im Zusammenhang mit den Änderungen der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen -4. BImSchV- wurde ein Katalog mit bestehenden Fragen und den entsprechenden Antwortvorschlägen erarbeitet. Eine erste Zusammenstellung des Katalogs „Auslegungsfragen zur 4. BImSchV“ wurde dem LAI vor​gelegt und im UA Recht einer rechtlichen Prüfung unterzogen. Der UA Recht und der UA Luft/Technik stimmen zurzeit noch offen gebliebene Fragen ab. Das Arbeitspapier soll in der 107. Sitzung des LAI zur Abstimmung vorgelegt werden.

6. Wirkungsfragen

6.1. Neubewertung der Toxizität von Dioxinen und Furanen – Ableitung eines Depositions​wertes (in Fortführung der Aufgaben aus 2002)

Die Auswertung der von Baden-Württemberg in Auftrag gegebenen Literaturstudie zur Abschät​zung der Konsequenzen aus der Neubewertung der Toxizität von Dioxinen und Furanen durch die WHO für die vorhandenen Beurteilungsmaßstäbe (Inhalationswert, Depositionswert) wurde dem LAI vorgelegt. Grundlage der Neubewertung ist der von der WHO empfohlene TDI-Wert in Verbindung mit der Aufnahme der coplanaren PCB in den Dioxin-Bewertungsindex nach WHO. Eine Weiterentwicklung der bisherigen Ergebnisse, die insbesondere auch die unterschiedlichen Dioxin-Bewertungsindizes aufzeigen sollen, wurde vom LAI beschlossen. 

6.2. Bewertung von kanzerogenen Staubinhaltsstoffen – Überarbeitung des bisherigen Krebsri​sikomodells des LAI

Der LAI hat sich in seiner 106. Sitzung nochmals ausführlich mit der Bewertung kanzerogener Stoffe befasst und festgestellt, dass das Krebsrisikomodell des LAI grundlegend zu überarbeiten und mit den Anforderungen der EU in Übereinstimmung zu bringen ist. Sowohl die EU als auch die WHO stellen auf die Einzelstoffbewertung ab, wogegen das LAI-Modell von einer Summenbewertung ausgeht. Ein abschließender Bericht zur Neubewertung kanzerogener Stoffe soll in der 107. Sitzung des LAI behandelt werden.

7. Anlagensicherheit

7.1. Auslegung und Anwendung der neuen Störfall-Verordnung – Inspektionen nach § 16 der Störfall-VO - LAI/LASI-Arbeitshilfe 

Die gemeinsame Arbeitsgruppe aus LAI-, LASI- und LAWA-Vertretern hat die Arbeitshilfe zum Überwachungssystem nach § 16 der Störfall-Verordnung an die aktuelle Rechtslage angepasst. Der LAI hat die Arbeitshilfe angenommen. Nach Zustimmung der beiden anderen Gremien soll diese Arbeitshilfe der ACK im Umlaufverfahren mit der Bitte um Kenntnisnahme und Zustimmung zur Veröffentlichung vorgelegt werden.

8. Schutz vor Immissionen durch Geräusche, Erschütterungen, Licht und nichtionisie​rende Strahlen

8.1. Elektromagnetische Felder – Mitwirkung der Länder bei der Umsetzung des Monitoring​konzeptes zur Überprüfung relevanter Immissionen durch elektromagneti​scher Felder in regelmäßigen Zeitabständen

Der zu dieser Thematik gegründete ad hoc-Ak ist in seiner Arbeit zu dem Ergebnis gelangt, dass die Überarbeitung der LAI-Durchführungshinweise zur 26. BImSchV notwendig ist und schnellstmöglich vorangebracht werden soll. Ein entsprechender Bericht wird von dem ad hoc-AK erarbeitet und bis zur 107. Sitzung dem LAI vorgelegt. 

Der LAI spricht sich ferner dafür aus, dass eine Ausweitung der Bekanntgabe für sachverständige Stellen nach § 26 BImSchG um den Bereich der Messungen von EMF nicht erforderlich ist.

8.2
Landeplatz-Fluglärmleitlinie – Berechnungsvorschriften für Fluglärmimmissionen 

Nach wie vor ist die Festlegung eines einheitlichen Berechnungsverfahrens zur Ermittlung der Fluggeräuschimmissionen im DIN-Entwurf 45684 und in der Landeplatz-Fluglärmleitlinie nicht erfolgt. Die Anforderungen des Immissionsschutzes an das Berechnungsverfahren zur Ermittlung der Fluggeräuschimmissionen an Landeplätzen soll nochmals nachdrücklich in das Normungs​verfahren der DIN 45684 eingebracht werden. Der LAI wird sich auf seiner 108. Sitzung erneut mit diesem Thema beschäftigen.

9. Überarbeitung der Allgemeinen Musterverwaltungsvorschrift zur Vermeidung, Ver​wertung und Beseitigung von Abfällen nach § 5 Abs. 1 Nr.3 BImSchG gemäß der geänderten Rechtslage

Die erste Fassung der novellierten Musterverwaltungsvorschrift wurde aus Gründen der besseren Verständlichkeit und aus Rechtsgründen nochmals überarbeitet. Der überarbeiteten Fas​sung stimmte der LAI zu. Den Länderarbeitsgemeinschaften „Abfall“ und „Wasser“ wird die Musterverwaltungsvorschrift zur zustimmenden Kenntnisnahme zugeleitet. Danach wird die Verwaltungsvorschrift der ACK mit der Bitte um Veröffentlichung vorgelegt.

Anmerkung: In seiner 105. Sitzung hat sich der LAI dafür ausgesprochen, die Musterverwal​tungsvorschrift auch künftig so zu bezeichnen, um den Gleichklang zu den 26 bereits bestehenden anlagenbezogenen Musterverwaltungsvorschriften beizubehalten.

10. Themen der kommenden Sitzungen

10.1. Emissionsrechtehandel - Allokationsverfahren

10.2. Elektromagnetische Felder - Überarbeitung der Durchführungshinweise zur 26. BImSchV

10.3. Auslegung und Anwendung der Seveso-II-Richtlinie – Land-use planning

10.4. Modifizierung der Geruchs-Immissionsrichtlinie – Hedonikstudie

10.5. Umsetzung der Luftreinhalte- und Aktionspläne gem. § 47 Abs. 1 und 2 BImSchG

…

PAGE  
…


